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Die Uberbetriebliche Maschinenverwendung kann als wirksames Mittel zur Senkung der Pro­
duktionskosten in der Landwirtschaft angesehen werden. Neben dem Kostensenkungseffekt be­
wirkt ein Übergang von einzelbetrieblicher zu kooperativer Wirtschaftsweise jedoch auch we­
sentl iche Vertlnderungen der Rahmenbedingungen, woraus sich eine Reihe spezifischer Proble­
me ergeben. Der vorliegende Aufsatz beschtlftigt sich ausschließlich mit denjenigen Verän­
derungen, die die Finanzierungssituation beeinflussen und mit den aus diesen veränderten Be­
dingungen resultierenden Problemen. 

Diese Probleme sind zum Teil spezifisch fUr bestimmte Formen der uberbetrieblichen Zusam­
menarbeit. Um eine entsprechend differenzierte Darstellung zu ermögl ichen, werden daher 
einleitend in Abschnitt 1.2 einige "Prototypen" Uberbetrieblicher Maschinenverwendung ab­
gegrenzt. 
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Zur Kennzeichnung der jeweiligen Finanzierungssituation bei der DurchfUhrung von Investi­
tionen werden fUr die verschiedenen Formen Uberbetrieblicher Maschinenverwendung dann in 
Abschnitt 2 die Mögl ichkeiten der Beschaffung von Fremdkapital und in Abschnitt 3 die Höhe 
des Kapitalbedarfs, dessen Verteilung auf die einzelnen Betriebe sowie die damit in Bezie­
hung stehende Verteilung des Finanzierungsrisikos einander vergleichend gegenUbergestel/t. 

1.2 Abgrenzung der untersuchten Formen Uberbetrieblicher Maschinenverwendung 

In der landwirtschaftlichen Praxis hat sich eine Vielzahl von Typen Uberbetriebl icher Nutzung 
von Landmaschinen herausgebildet. In den folgenden Erörterungen wol/en wir uns auf vier 
"Prototypen" beschränken, die wir in Anlehnung an HAGE et al. (4) wie folgt beschreiben 
und voneinander abgrenzen 1): 

a) Maschinengemeinschaft (M-gem): Eine M-gem bezieht sich auf eine einzige Maschine 
und ist durch anteilmäßigen Besitz an dieser gekennzeichnet. Die Besitzanteile entspre­
chen etwa dem (erwarteten) Nutzungsanteil. Die M-gem umfaßt nur wenige Mitgl ieder 
und besitzt keine geschäftsfuhrende Institution. Die Maschine steht den Mitgl iedern zur 
Benutzung zur Verfügung. 

b) Maschinengesellschaft (M-ges): Die M-ges kann sich auf eine oder mehrere Maschinen 
beziehen. Die Maschinen sind Besitz der M-ges (nicht deren Mitglieder). Die Mitglieder 
sind kapitalmäßig an der Gesel/schaft beteiligt, wobei die Kapitalbeteiligung nicht an 
die Nutzung der Maschine(n) gekoppelt ist. Die M-ges hat eine Geschäftsfuhrung. Die 
Mitgl ieder (u. U. auch Nichtmitgl ieder) können die Maschine gegen eine Gebuhr entlei­
hen' wobei mit der Maschine evtl. ein von der Gesellschaft bezahlter Maschinenführer 
zur VerfUgung gestel/t wird. -

c) Maschinenring (MR): Der MR verfügt Uber eine Geschäftsfuhrung, die ausschi ießI ich ver­
mittelnde Funktionen ausübt. Die Maschinen sind im Besitz der Mitglieder. Es wird grund­
sätzlich Maschine plus Arbeit vermittelt. 

d) Lohnuntemehmer (LU): Der LU fungiert als Dienstleistungsbetrieb, der stets Arbeit plus 
Maschine anbietet. Die GeschäftsfUhrung (Vermittlung) wird vom LU selbst durchgefuhrt. 
Im Regelfall ist der LU Landwirt im Haupt- oder Nebenerwerb. 

Zur Finanzierung einer Masch ineninvestition stehen Kooperationen im wesen tl ichen die glei­
chen Möglichkeiten der Kapitalbeschaffung offen wie dem einzelnen Landwirt, also Eigenka­
pital, Kapitalmarktdarlehen und öffentliche Finanzierungshilfen Z). Soweit Unterschiede be­
stehen, beziehen sie sich auf die Konditionen zu denen Fremdkapital zur VerfUgung geste 1/ t 
wird. 

2.1 Kapitalmarktdarlehen 

Bei der Aufnahme von Kapitalmarktdarlehen werden Organisationen Uberbetrieblicher Zusam­
menarbeit bzw. den ihnen angehörenden Landwirten in der Regel keine Sonderkonditionen 

1) Im Unterschied dazu grenzt etwa ZUREK (14) die Kooperationsformen nach (a) dem wirt­
schaftl ichen Integrationsgrad und (b) der Bindungsintensität gegeneinander ab. 

2) Weitere, darüber hinaus bestehende Möglichkeiten der Finanzierung von Maschinenin­
vestitionen (z. B. Leasing (Z)) werden wegen ihrer geringen praktischen Bedeutung nicht 
berUcksichtigt. 
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bei der Festlegung der maximalen Kredithöhe oder den Kreditkonditionen gewtihrt 1). FUr 
die Festlegung der maximalen Kredithöhe ist entscheidend, inwieweit eine Absicherung des 
Kreditvolumens bei den Einzellandwirten möglich ist. Bei entsprechenden Absicherungsmög­
Iichkeiten kann ein Investitionsobjekt bis zu 100 % Uber Kapitalmarktdarlehen finanziert 
werden. Durch die Beteiligung mehrerer Landwirte an einer Investition wird die Absicherung 
größerer Darlehen erleichtert. 

Bei Kooperationen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft (KG a.A., GmbH, AG) bei 
der die Haftung der beteiligten Mitglieder beschrtinkt ist, ist Ublicherweise eine Beleihung 
des Investitionsobjektes bis zu 60 % der Investitionssumme mögl ich. 

Kooperationen in der Rechtsform einer Genossenschaft werden allerdings von den Genossen­
schaftsbanken auch ohne Absicherung bei den Einzel landwirten bis zu 80 - 90 % der erforder­
lichen Investitionssumme zur VerfUgung gestellt, sofern eine entsprechende Rentabilittit der 
Investition nachgewiesen werden kann. DarUber hinaus werden die Kredite zu Konditionen 
angeboten, die sich an der unteren Grenze der ubl ichen Darlehenskonditionen bewegen. Ge­
genUber den einem Einzellandwirt gewtihrten Konditionen bedeutet dies z.Zt. etwa eine 
Zinsverbilligung von ca. 0,5 %. 

2.2 Öffentliche Finanzierungshilfen fUr Kooperationen 

Eine Kooperation kann öffentl iche Hilfen erhalten fUr 
a) die Finanzierung der Maschineninvestition sowie 
b) die Abdeckung der GrUndungs- und Verwal tungskosten. 

Die Förderung erfolgt bundesweit Uber das einzelbetriebliche Förderungsprogramm (EFP) im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes" 
(15, 17). Daneben existieren ltinderspezifische Programme zur Förderung des uberbetriebli­
ehen Maschineneinsatzes. 

Bei der Förderung nach dem einzeibetriebi ichen Förderungsprogramm ist die Rechtsform der 
uberbetriebl ichen Zusammenarbeit ohne prinzipielle Bedeutung sofem der Gesellschaftsver­
trag bestimmten Bedingungen genUgt hinsichtl ich 
- Erwerb und Verlust der Mitgl iedschaft, 
- Möglichkeit der Übertragung von Aktien oder Geschtiftsanteilen, 
- den Organen der Gesellschaft, deren Aufgaben und die Art der Beschlußfassung sowie 
- die Dauer des Bestehens der Kooperation. 

Die Förderung im Rahmen einer Kooperation ist allerdings auf Kooperationen beschrtinkt, bei 
denen alle Beteil igten Haupterwerbslandwirte (auch Ptichter, Verptichter oder juristische Per­
sonen) sind oder bei denen die Kooperation auf eine unmittelbare Fltichenbewirtschaftung ge­
richtet ist und die geplante Investition im Interesse der Kooperation vorgenommen wird. Ge­
fördert werden dabei die an der Kooperation beteil igten Landwirte, nicht die Kooperation 
selbst. Bei Maschinengemeinschaften ohne Gesellschaftsvertrag entspricht die Förderung stets 
der Förderung der Einzelbetriebe . 

Jedem an einer Kooperation beteiligten Haupterwerbslandwirt, dessen Betrieb den Kriterien 2) 

1) Die AusfUhrungen dieses Abschnitts beruhen im wesentlichen auf AuskUnften von Landes­
bank, Landkreditbank und Landesgenossenschaftsbank in Schleswig-Holstein. 

2) Vergleiche (15) . 
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eines "entwicklungsftlhigen" Betriebs genUgt, bleibt es freigestellt, die Förderung im Rahmen 
der Kooperation oder als Einzeluntemehmer wahrzunehmen. In "nichtentwicklungsftlhigen" 
Haupterwerbsbetrieben werden Maschineninvestitionen einzelbetrieblich nicht gefördert, wenn 
eine Beteiligung an einer uberbetrieblichen Maschinennutzung möglich und zumutbar ist. FUr 
Nebenerwerbslandwirte ist eine Förderung nur im Rahmen einer Kooperation möglich. Die För­
derung von nichtentwicklungsftlhigen Haupterwerbs- oder Nebenerwerbsbetrieben ist bei Uber­
betriebl icher Maschinennutzung auf Kooperationen beschrtlnkt, die auf eine unmittelbare 
Fltlchenbewirtschaftung gerichtet sind und soweit eine geplante Investition im Interesse der 
Kooperation vorgenommen wird. Sie können in diesem Fall einmalig in einem Zeitraum von 
4 Jahren fUr ein förderungsfl:!higes Investitionsvolumen bis zu 12.000, -- DM einen Zuschuß 
von 15 % erhalten. 

Nehmen entwicklungsfl:!hige Betriebe öffentliche Finanzierungshilfen nach dem EFP im Rahmen 
einer Kooperation wahr, muß das förderungsfl:!hige Investitionsvolumen mindestens 20.000 DM 
je Vorhaben fUr einen Zeitraum von höchstens 4 Jahren betragen und darf 1 Mill ion DM nicht 
ubersteigen. Der einzelne Landwirt kann fUr den auf ihn entfallenden Anteil an der förderungs­
fl:!higen Investitionssumme Förderung nach dem EFP erhalten. 

Die Höhe des förderungsfl:!higen Investitionsvolumens sowie die Förderungssumme werden durch 
die Auf teilung der Investitionssumme auf mehrere Landwirte insgesamt nicht beeinflußt, sofem 
jeder Anteil mindestens 20.000, -- DM betrl:!gt. 

In Übersicht 1 sind die wesentlichsten Förderungsmöglichkeiten nach dem EFP fUr entwick­
lungsfl:!h ige Haupterwerbsbetriebe zusammengestell t. 

Als Beispiel fUr Il:!nderspezifische Förderungsprogramme sind in Übersicht 1 daruber hinaus die 
Förderungsrichtlinien Schleswig-Holsteins angefUhrt. Danach können Landwirte in Personen­
vereinigungen ZuschUsse in Höhe von bis zu 15 % des förderungsfahigen Investitionsvolumens 
(max. 3.000, -- DM/Jahr) erhalten, sofem die Summe der beihilfefahigen Investitionen in 
einem 12-monatigen Zeitraum mindestens 10.000,-- DM betragt (18). 

An einer Kooperation beteiligte Landwirte können neben diesen direkten Hilfen zur Finanzie­
rung ihrer Investitionen auch ZuschUsse zu den GrUndungs- und Verwaltungskosten der Koope­
ration erhalten. FUr Maschinengemeinschaften im hier definierten Sinne kommt diese Förde­
rung nicht in Betracht, da definitionsgemaß keine Verwaltungskosten entstehen. 

Die wichtigsten Förderungsmögl ichkeiten sind in Übersicht 1 fUr Masch inengesellschaften und 
in Übersicht 2 fUr Maschinenringe zusammengestellt. In Übersicht 2 fallt auf, daß zwei Lan­
der (Bayem, Niedersachsen) die Förderung auf MR mit hauptberuflichem GeschaftsfUhrer be­
schranken, in den Ubrigen Landem werden in der Regel auch MR mit nebenberuflichem Ge­
schaftsfUhrer gefördert. Erhebliche Unterschiede ergeben sich in der Höhe und den Madali­
taten der gewahrten ZuschUsse. So unterscheiden die Lander Schleswig-Holstein, Nieder­
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland zwischen einer etwas höheren 
Start- und der Grundförderung, die Ubrigen Lander gewahren eine von Anfang an konstante 
Förderung. 

Da zum Teil prozentuale Angaben, ergl:!nzt durch Höchstbestimmungen, zum Teil nur absolute 
Betrage, ausgewiesen werden, ist es nur bedingt mögl ich, zwischen den U:lndern zu verglei­
chen. Nimmt man einen Personal- und Sachaufwand von 60.000,-- DM/Jahr (fUr 1974) an, 
so kommt man in den einzelnen Bundeslandem zu folgenden Förderungsbetrl:!gen (Grundförde­
rung) bei hauptberuflicher Geschl:!ftsfuhrung: SH (35 v.H.), N (15 v.H.), NW (17 v.H.), 
H (15v.H.), RP(42v.H.), BW(60v.H.), Boy (ca. 75v.H.). . 
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Übersicht 1: Staatliche Finanzhilfen für Maschineninvestitionen 

Maschinen-
Einzel- gemein- Maschinen- Maschinen- 1 
betrieb schaft 1 ) ring 1) gesellschaft ) 

Förderung des 2 - Zinsverbilligung bis 4 % für max. 50 % des förderungs fähigen Investitions-
Einzelbetrie~rs ) volumens (fI) 
nach dem EFP - Förderungsfähig max. 145.000,-- DM/AK bzw. 600.000,-- DM/Unternehmer 

- Mindesthöhe des fI: 20.000,-- DM 
- Mindesthöhe der zu verbilligenden Kredite: 10.000,-- DM/Jahr 

------------------ ----------------------------------------------------------------------------------
Ergänzende - Mindesthöhe des fI: 20.000,-- DM je Vorhaben für einen 
Bestimmungen Zeitraum von max. 4 Jahren 
f. Kooperationen - Förderungsfähig: max. 1 Million DM 

I 

Länderspezifische Zuschuß an Landwirte in Personenvereinigungen mit mind. 5 Mit-
Förderung von In- gliedern (Inh. landw. Betriebe): 
vestitionen in - Zuschuß bis 15 % des fI, maximal 3.000,-- DM je Empfänger 
Kooperationen und Jahr 
(Beispiel: S.-H.) - Mindesthöhe des fI 'je Betrieb: 10.000,-- DM 

Zuschüsse zu Länderspezifische Erste 3 Jahre nach Grü~fung 
Gründungs- und Regelungen für Zuschüsse nach dem EFP 
Verwaltungskosten - Startförderung (max. 5.000,-- DM/Mitglied 
einer Kooperation und max.15.000,-- DM insgesamt) 

- fortlaufende 1. Jahr bis 60 % der angemessenen 
Grundförderung 2. Jahr bis 40 % Gründungs- u. 

3. Jahr bis 20 % Verwaltungs-
kosten 

1) Siehe Definition Abschnitt 1 .2 
2) Entwicklungsfähige HauptelWerbsbetriebe 
3) EFP = Einzelbetriebliches Förderungsprogramm im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 

"Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

9uellen: (15), (17) und (18). 



Übersicht 2: Maßnahmen der Bundesländer zu Artikel 12 der Richtlinien Nr. 72/1 59/EWG: 

L a n d 

Schleswi~r 
Holstein 

Nieder-
sachsen 

Nordrhein-
~'lestfalen 

iie&sen 

Rheinland­
Pfalz 

Förderung von Maschinenringen 

Bezeichnung der Begünstigte Maßnahme 

Förderung von MR 1 ) mit haupt-
Maschinenringen amtlichen oder 

nebenamtlichen 
GF3 ) 

Förderung von MR mi t haupt-
Maschinenringen beruflichen GF 
mi t hauptberuf-
lichem GF 

Förderung von MR mi t hauptbe 
Maschinenringen ruflichem GF 

mit nebenbe-
rufliehem GF 

mi t ehrenamt-
liehem GF 

Landesbe.ihilfen MR,ldw. KOop. , 
an landtechni - Idw. Verände, 
sehe Förderge- Vereine zur 
meinschaften Landschafts-

pflege etc. 

Förderung der Ma- -Maschinen-u. 
schinen-u. Be- Betriebshilfs­
triebshilfsringe ringe mindest. 
(MBR) 150 Mitglieder 

Modal! täten und Höhe der 
Förderung 

1. Startförderung nur bei hauptbe-
ruf!. GF: 550,-- DM je Mitglied 
bis zu 27.450,-- DM je MR 

2. Grundförderung 
a) hauptberufl. GF: 1.-5. Jahr bis 
zu 50 % der nachgew. Pers.-u.Sach-
kosten max. 15.000 DM/Jahr, ab 6. 
Jahr bis zu 50 % max. 20.500 DM/ 
Jahr 

b) f.MRrnit nebenberufl. GF: bis z 
50 % d.nachgew• Pers.-u. Sachkoste 
max. 4.000 DM/Jahr 

a) Grundf5rderung 
25 % Beihilfe bis zu max. 9000 DM 

b) zusätzliche Startf5rderung 
(Beihilfe) 
1. Jahr 7500 DM/Jahr 
2. Jahr 5000 DM/Jahr 
3. Jahr 2500 DM/Jahr 

50 % der Personal- u. Sachkosten ,max. 
1. Jahr 15.500,-- DM, 
2. Jahr 11.000,-- DM, 
ab 3. Jahr 10.000,-- DM/Jahr 

50 % , rnax. 1. Jahr 5.000,-- DM, 
2. Jahr 4.000,-- DM, 

ab 3. Jahr 3.000,-- DM/Jahr 

max. 1.000,-- DM/Jahr 

Ji 50 ~ der Sach- u. 0rgö.nisacions-
kosten bis zu 4.000,-- DM/Jahr 

2) bis zu 4.200,-- DM/Jahr für die 
Kosten der Geschäftsführung 

3) ZuschUsse zu den Aus- u. Fortbil-
dungskosten von Betriebshelfern 

MBR mit hauptberuflichem GF: 1. Jahr 
75 % der Personal- u. Saehkosten bis 
max. DM 25.000,--
2. Jahr 60% bis max. DM 25.000,-­
ab 3. Jahr 50% bis max. DM 25.000,--

MBR mi t nebenberuf 1. GF für die Dauer 
v. 5 Jahren 40% bis max. DM 4.000,--/ 
Jahr 
MBR mit hauptberuf!. GF degressive 
Beihilfe für die An1aufzei t 

Baden- Förderung von MR,deren Ge- 60 % pro Jahr zu den Personal- u. 
~mberg Maschinenringen schäftsfUhrung Sachkosten der Geschäftsführung 

von den Mit-

1) 
2) 
3) 

MR: 
MBR: 
GF: 

Förderung von 
hauptberuflich 
geführten Ma­
schinen-u. Be­
triebshilfsringen 

Maschinenring 

gliedern getra-
gen wird 

Kuratorium 
bayerischer 
Maschinenringe 

Das Kuratorium bayerischer Maschinen­
u. Betriebshilfsringe stellt die 
hauptberuflichen Geschäftsführer für 
die einzelnen Maschinen- u. Betriebs­
hilfsringe an. 
80% zu den Personalkosten 
50 % zu den Sachkosten 

Maschinen- und Betriebshilfsringe 
GeschäftsfUhrer 

Rechts-
grundlage 

Richtlinien 
6.4.1974 

~ichtlinien 
om 

11.12.1974 

Richtlinien 
. 4.2.1975 

RiciH_l.inien 
8.3.1975 

ähr1iche 
Zuwendungs­
bescheide 
(18.4.1974) 

Jährliche 
Zuwendungs­
bescheide 

Haushai tsrn! ttel 

1972:0,13 Mio D 
1973:0,14 Mio D 
1974:0,15 Mio D 
1975:0,175 Mio D 

1972:0,348 Mio DJ 
1973:0,356 Mio DJ 
1974: 0,299 Mio DJ 
1975:0,329 Mio DJ 

1973:0,058 Mio Dl 
1974:0,078 Mio Dl 
1975: 0,150 Mio Dl 

19;5:0,08 ivilu ÜL' 

1975:0,015 Mio m 

1974:0,395 Mio Df. 
1975:0,350 Mio Dl-

1973:0,025 Mio D> 
1974:0,02 Mio D~ 
1975:0,02 Mio DfJ 

Richtlinien 1972:0,04 Mio DM 
v. 10.7.1973 1973:0,08 Mio DM 

1974:0,12 Mio DM 

Gesetz zur 
Förderung d. 
bayerischen 
Landwirtseh. 

.27.10.1970 
Richtlinien 
v. 20. 3.1973 

1972: 2,0 Mio DM 
1973: 2,3 Mio DM 
1974: 2,3 Mio DM 
1975: 3,0 Mio DM 

Quelle: Bundesministerium fUr Ernöhrung, Landwirtschaft, Forsten und Fischerei, BML 521-1261. 
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Übersicht 3: Staatliche Finanzhilfen fUr Maschineninvestitionen in lohnuntemehmen 

L a n d F ö r der u n g 

Baden-Württemberg - Zuschuß bis zu 30 % des förderungs fähigen Investitions-
volumens (max. 25.000,-- DM je Betrieb und Jahr) 

- Einzelbetrieb erhält höchstens 100.000,-- DM insgesamt 
- Mindesthöhe des fI: 20.000,-- DM 

Hessen (bestimmte Gebiete - - Zinsverbilligung bis 4 - 5 % 
Höhen-Gemeinden, usw.) - Mindesthöhe des fI: 8.000,-- DM 

- Für Sondermaßnahmen zusätzlich Zuschüsse von bis 
zu 10 - 15 % (einzelne Maschinen höher). Höchstbe-
trag 6.000,-- DM/Gerät. 

Rheinland-Pfalz - Zuschüsse bis zu 30 % des fI 

SChleswig-Holstein - Zuschuß bis zu 15 % des fI 
- Höchstbetrag 3.000,-- DM je Empfänger und Jahr 
- Mindesthöhe des fI: 10.000,-- DM 

-- _._.~-

Quellen: (16), (18), eigene Erhebungen. 
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Landw i rtschaftl iche gewerbi iche Lohnunternehmer sind von der landwirtschaftlichen öffentl i­
chen Förderung im allgemeinen ausgeschlossen. Eine Ausnahme bilden zur Zeit die U::inder 
Baden-WUrttemberg, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Hessen. Diese Lönder fördern 
Maschineninvestitionen in Lohnunternehmen uber Zinsverbill igung oder ZuschUsse zum Investi­
tionsvolumen, die beispielsweise in Baden-Wurttemberg und Rheinland-Pfalz bis zu 30 % des 
förderungsföhigen Investitionsvolumens betragen können (vgl. Übersicht 3) . 

Daneben können Lohnunternehmer als Gewerbebetriebe auch Fördermittel in Anspruch nehmen, 
die zur Förderung der gewerbi ichen Wirtschaft vergeben werden. Es sind dies vor allem zins­
gUnstige Kredite im Rahmen der Mittelstandsstrukturprogramme der Wirtschaftsministerien, 
deren Zinssatz zur Zeit etwa 1 - 2 % unter dem vergle ichbaren Kapitalmarktdarlehen liegt 
(19) . 

2.3 Zusammenfassung 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß bei einer Investition in uberbetriebl ich genutzte 
Maschinen trotz der bestehenden länderspezifischen Sonderregelungen bei der Beschaffung 
von Fremdkapital mit Konditionen gerechnet werden kann, die im wesentlichen denjenigen 
beim Kauf ausschließlich einzelbetrieblich genutzter Maschinen entsprechen. 

Zu ergänzen ist, daß es bei bestimmten Formen der uberbetriebl ichen Maschinenverwendung 
(Lohnunternehmen, Maschinengesellschaften) theoretisch mögl ich ist, sektorfremdes Kapital 
zur Finanzierung des Eigenkapitalanteils einzusetzen. Dabei ist jedoch zu berUcksichtigen, 
daß eine evtl. zur Verbreiterung der Kapitalbasis gewUnschte Einbeziehung sektorfremder Be­
teiligungen zum Ausschluß staatlicher Finanzierungshilfen fuhren und dann unwirtschaftlich 
werden kann. 

~~~~~s..: Steuerliche Behandlung von Organisationen uberbetrieblicher Zusammenarbeit 

Wie bereits ausgefUhrt, hat die Form der uberbetrieblichen Maschinenverwendung einen ge­
wissen Einfluß auf die Finanzierungsbedingungen. Von größerer Bedeutung in der Praxis er­
weist sich jedoch die umgekehrte Beziehung, daß die Form der Kooperation von den Finan­
zierungsmögl ichkeiten der einzelnen landwirtschaftl ichen Betriebe abhängt. 

In diesem Fall ergibt sich eine Interdependenz zwischen den Finanzierungsmtsgl ichkeiten der 
Betriebe und der, durch den daraus abgeleiteten Kooperationstyp bestimmten, steuerlichen 
Behandlung der Aktivitäten im einzelnen Mitgl iedsbetrieb sowie im Geschäftsbetrieb der Ko­
operation. Auf die steuerl iche Behandlung von Kooperationen soll hier kurz eingegangen 
werden, wobei zu berucksichtigen ist, daß gerade die Frage der Besteuerung im Agrarsektor 
in der politischen Diskussion ist und sich hier relativ kurzfristig Änderungen ergeben kön­
nen I}. 

In verschiedenen Steuergesetzen gibt es fUr die Besteuerung der Landwirtschaft eine Reihe 
von Bestimmungen, die sich fUr die von diesen Vorschriften betroffenen Unternehmer vorteil­
haft auswirken. Hierzu gehören als wichtigste 
a} bei der Einkommenssteuer die Gewinnermittlung der nicht zur Buchfuhrung verpflichteten 

Landwirte nach Durchschnittssätzen, 
b} Pauscha I regel ungen be i der Umsatzsteuer und 
c} die Befreiung von der Gewerbesteuer. 

I} Zum Problem der steuerl ichen Behandlung von Kooperationen vgl. u a. HAGE und 
KROESCHELL (3) und JOSTEN (6), der die seit 1971 eingetretenen Änderungen im 
Steuerrecht darstell t. 
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Übersicht 4: Steuerliche Behandlung verschiedener Formen uberbetrieblicher Maschinenverwendung 

Tätigkeitsbe­
reich des 
Einzelbetriebs 

Geschäftsbe­
trieb der 
Kooperation 

Landwirtsch. 
Einzelbetrieb 
(z. Vg1.) 

Zusammenarbeit v. Einzelbetrieben 
in der Rechtsform einer 

Genossenschaft 
bzw. eines Vereins 

1) Keine Gewerbesteuer 

Kapitalgesellschaft1) 

2) Sonderregelungen bei der Einkommenssteuer (z. B. Gewinn­
ermittlung für nicht buchführungspflichtige Landwirte 
nach Durchschnittssätzen) 

3) Sonderregelungen bei der Umsatzsteuer 

1) Keine Gewerbesteuer 
2) Keine Körperschafts-

steuer 
3) Keine Vermögenssteuer 

~~g!!!gy!!g~!H. 
-Beschränkung des Ge-
schäftsbetriebs auf 
steuerbegünstigte Tätig­
keiten2) 

-Zweckgeschäfte ausschl. 
m. Mitgliedern, die Land 
wirte i.S. des Steuer­
rechts 

Ikeine Sonder­
Iregelungen 

1) Sowie Genossenschaften, deren THtigkeit nicht den formul ierten besonderen Bedingungen genUgt. 
2) hier: gemeinschaftliche Nutzung von Maschinen, VermittlungstHtigkeit von Maschinenringen. 

~ Quellen: JOSTEN (6), eigene Erhebungen. 

Lohnunternehmer 

keine Sonder­
regelungen 



Diese vorteilhaften Besonderheiten in der Besteuerung bleiben fUr landwirtschaftliche Betriebe, 
die sich an uberbetrieblicher Nutzung von Landmaschinen beteiligen, unabhöngig von der ge­
wöhlten Rechtsform der Zusammenarbeit, erhalten, soweit es den Tötigkeitsbereich des Ein­
zelbetriebs betrifft. 

Bei einer Reihe von Rechtsformen wird jedoch der Geschöftsbetrieb der Kooperation selbst 
einer Besteuerung untelWorfen. Solche steuerl ichen Hemmnisse der uberbetri ebl ichen Zusam­
menarbeit sind insbesondere auf dem debiet der Körperschafts-, Vermögens- und Gewerbe­
steuer fUr ZusammenschlUsse in der Rechtsform einer Genossenschaft bzw. eines Vereins be­
seitigt worden. Voraussetzung ist allerdings, daß (vgl. auch Ubersicht 4) 
0) sich der Geschöftsbetrieb auf steuerbegUnstigte Tlitigkeiten (d. h. etwa die gemeinschaft­

liche Nutzung von Maschinen oder die Vermittlungstötigkeit von Maschinenringen) be­
schrönkt und 

b) Zweckgeschöfte nur mit Mitgl iedern abgeschlossen werden, die Landwirte im Sinne des 
Steuerrechts sind. 

Dieser letztere Aspekt schI ießt beispielsweise die Anwendung der steuerLichen Sonderrege­
lungen auf Maschinenringe aus, in denen ein gewerb I icher Lohnunternehmer Mitgl ied ist. 
FUr ZusammenschlUsse in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft gelten demgegenUber keine 
steuerl ichen Sonderregel ungen. Dasselbe trifft auf .gewerbl iche Lohnunternehmen zu. 

3 Form der Uberbetrieblichen Zusammenarbeit und Finanzmittelbedarf 

Von entscheidender Bedeutung fUr die Finanzierung von Investitionen ist die Höhe des Kapi­
talbedarfs. Bei der vergleichenden Betrachtung Uberbetrieblicher Aktivitöten ist dabei jedoch 
nicht nur der Kapitalbedarf insgesamt zu berucksichtigen, sondern daneben auch die Vertei­
lung dieses Kapitalbedarfs auf die kooperierenden Betriebe. 

3.1 Höhe des Kapitalbedarfs 

Mit der Uberbetrieblichen MaschinenvelWendung wird eine Verringerung des Kapitalbedarfs 
dadurch elWartet, daß 
a) die einzelnen Maschinen in der Kooperation einen höheren Auslastungsgrad erreichen als 

im Einzelbetrieb, und 
b) bei Uberbetriebl ichem Einsatz evtl. Maschinen eingesetzt werden können, die bei voller 

Auslastung einen geringeren Kapitalbedarf je ha bzw. je Einsatzeinheit haben als entspre­
chende, in ihrer Kapazitöt den einzelbetrieblichen Erfordernissen angepaßte Maschinen 1). 

FUr die Analyse der Möglichkeiten durch Uberbetriebliche Zusammenarbeit eine verbesserte 
Auslastung von Maschinen zu erreichen, elWeist es sich als zweckmößig zwischen 
a) Uberkapazitöten aufgrund der Unteilbarkeit von Maschinen und 
b) Überkapazitöten, die zur Abdeckung des Einsatzrisikos mehr oder minder bewußt bereit-

gestellt werden 
zu unterscheiden. 

Überkapazitöten, die aus der Unteilbarkeit von Maschinen resultieren, lassen sich mit den 
hier betrachteten Formen der Uberbetrieblichen MaschinenvelWendung (M-gem, MR, M-ges, 
LU) mehr oder weniger vollstöndig abbauen. Eine gewisse Einschrönkung ist bei den Maschi­
nengemeinschaften zu machen, da die Zahl der notwendigen Betriebe zur vollstöndigen Aus-

1) Vgl. dazu unter anderem SECKER (1) und KÖBKE (7). 
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schöpfung der Uberkapazitäten von Maschine zu Maschine schwankt und zudem auch wesent-
I ich durch die Anbauorganisation bestimmt wird. Will ein Betrieb durch Beteiligung an 1Vv:J­
schinengemeinschaften alle Uberkapazitäten vermeiden, müßte er mit jeder IVv:Jschine an einer 
Maschinengemeinschaft mit unterschiedlicher personeller Zusammensetzung beteiligt sein, 
was sicher erhebliche organisatorische Probleme mit sich bringen würde. 

Ein völl ig anderes Bild ergibt sich bezUg I ich des Abbaus von Uberkapazitäten, die zur Redu­
zierung des Einsatzrisikos bereitgestellt werden. Dieses Risiko resul tiert aus Unsicherheiten 
über 
bl) die effektiven Ausfallzeiten, 
b2) die verfügbare Einsatzzeit und 
b3) die notwendige Zahl von Einsatzeinheiten. 

Bezügl ich des Ausmaßes dieser Unsicherheiten bestehen zwischen Einzelbetrieb und Maschi­
nengemeinschaft keine Unterschiede. Die zur Abdeckung des Risikos notwendigen Kapazi­
tätsreserven werden im Einzelbetrieb allerdings häufig bereits durch die Uberkapazitäten er­
reicht, die aus der beschränkten Teilbarkeit von Maschinen resultieren, während in Maschi­
nengemeinschaften mit in der Regel höherem durchschnittlichem Ausl(lstungsgrad diese Unsi­
cherheiten kapazitätswirksam werden. Weiterhin ist zu beachten, daß zu geringe Kapazitäts­
reserven in extremen Jahren zu zusätzl ichen Kosten oder zu Nutzenentgang fuhren können, 
die (der) in M-gem auf die beteil igten Betriebe "aufgeteilt" werden mUssen (muß). Zur Ver­
meidung dieses Verteilungsproblems wird man in der M-gem tendentiell etwas größere Kapa­
zitätsreserven zur Abdeckung des Einsatzrisikos einplanen als im Einzelbetrieb . 

Betrachtet man die Gesamtheit aller zu einem Maschinenring gehörenden Betriebe, so ergibt 
sich gegenUber dem Einzelbetrieb eine etwas geringere Schwankung der jährl ichen Relation 
zwischen Kapazität und Bedarf, da zumindest bezügl ich der Ausfallzeiten ein zwischenbe­
trieblicher Ausgleich stattfindet. In Einzelfällen ist auch eine Verringerung der Variation 
der verfUgbaren Einsatzzeit und der Zahl der notwendigen Einsatzeinheiten denkbar, sofern 
nicht alle Betriebe der gleichen Witterung ausgesetzt sind. 

Bei der Betrachtung der Situation bei den beteil igten Einzelbetrieben ist zwischen "leistungs­
nachfragenden" und "leistungsanbietenden" Betrieben zu differenzieren, wenn man beruck­
sichtigt, daß zumindest ein Teil der nachfragenden Betriebe fUr bestimmte Arbeiten sowohl 
eigene Maschinen einsetzt als auch solche des Maschinenrings. Alle Betriebe mit gemischter 
Einsatzweise werden Engpässe, die sich gelegentl ich ergeben, durch eine Erhöhung der Nach­
frage nach Leistungen des MR auszugleichen versuchen. Dadurch werden Risiken der nachfra-o, 

genden Betriebe auf die Anbieterbetriebe ubertragen, was bei diesen zu einer erheblichen 
Zunahme der Unsicherheit uber die notwendige Zahl von Einsatzstunden fuhrt. Eine RUckver­
weisung dieses Risikos an die einzelnen Nachfrager ist in den meisten Maschinenringen prak­
tisch nicht mägl ich, da die Nachfrager zur Zeit in der Regel in der wirtschaftl ich stärkeren 
Position sind. 

In Maschinengesellschaften läßt sich im allgemeinen die zu erwartende Nachfrage nach Lei­
stungen besser als in MR quantifizieren, da bei ihnen im Unterschied zu MR in der Regel eine 
bestimmte Abnehmergruppe fest einer Maschine zugeordnet werden kann. Witterungsbedingte 
Schwankungen treffen Maschinengesellschaften in gleichem Maße wie Einzelbetriebe. Zu 
ihrem Ausgleich werden M-ges allerdings im Vergleich zum Einzelbetrieb tendentiell größere 
Kapazitätsreserven bereitstellen, um das bei Maschinengemeinschaften diskutierte "Vertei­
lungsproblem" zu umgehen. Andererseits ist in Maschinengesellschaften (sofern mehrere 
gleichartige Aggregate existieren) mit einem etwas geringeren Ausfall risiko zu rechnen. 
Faßt man diese verschiedenen Aspekte zusammen, wird man davon ausgehen können, daß 
M-gesellschaften zur Abdeckung des Einsatzrisikos in etwa dieselben Kapazitätsreserven be­
reitstellen müssen wie Einzelbetriebe. 
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Da Lohnunternehmer nicht nur mit anderen Formen uberbetrieblicher Maschinennutzung kon­
kurrieren, sondern auch untereinander in starker Konkurrenz stehen, ist davon auszugehen, 
daß diese es sich nicht leisten können, diejenigen Nachfrager nicht zu bedienen, die nur 
gelegentlich an sie herantreten. Da im Nonnalfall den Lohnunternehmern darUber hinaus 
keine Organisation zur VerfUgung steht, die die anfallende Nachfrage zu kanal isieren ver­
sucht 1), sind sie im allgemeinen gezwungen, aus WettbewerbsgrUnden relativ große Kapa­
ziUltsreserven zu halten. 

In Obersicht 5 sind die fUr die verschiedenen Fonnen der uberbetrieblichen Maschinenverwen­
dung diskutierten Beziehungen zusammengestellt. Die Zeile "Einzelbetrieb" dient dabei als 
Vergleichsgröße. In der letzten Spalte werden die subjektiven Schötzungen der Verfasser be­
zUgIich des Umfanges der notwendigen Kapazitötsreserven in Relation zum Einzelbetrieb wie­
dergegeben . 

Bei Uberbetrieblicher Maschinenverwendung kann evtl. durch den Einsatz "großer" Maschi­
nen eine zusötzliche Senkung des notwendigen Kapitalbedarfs je Einsatzeinheit erreicht wer­
den. Eine vollstöndige Ausschöpfung dieser Degressionseffekte ist beim heutigen Stand der 
Technik nicht (mehr) in allen Formen des uberbetrieblichen Maschineneinsatzes möglich 2). 

So ist beispielsweise in Maschinengemeinschaften mit klein- und mittelböuerlicher Mitglie­
derstruktur die zur vollstöndigen Auslastung der jeweils kapitalsparendsten Maschinengrtsße 
bei einer Reihe von Maschinen notwendige Zahl von Mitgliedern so groß, daß erhebliche 
organisatorische Probleme entstehen. 

In Maschinenringen werden mögl iche Degressionseffekte höufig deshalb nicht voll genutzt, 
weil die leistungsanbietenden Betriebe nicht gewillt bzw. in der Lage sind, die Finanzierung 
dieser Maschinen zu Ubernehmen. 

Relativ unproblematisch ist die Anschaffung von Maschinen mit sehr hohem Gesamtkapitalbe­
darf demgegenUber in Maschinengesellschaften, da hier eine beliebige StUckelung der Finan­
zierung möglich ist. Sofern die Maschine in diesem Fall nicht von allen an der Finanzierung 
beteiligten Mitgliedern genutzt wird, entstehen auch keine größeren organisatorischen Pro­
bleme. 

Bei Lohnunternehmern sind der Ausnutzung von Verfahrensdegressionen evtl. in öhnlicher 
Weise wie bei Maschinenringbetrieben finanzielle Grenzen gesetzt. 

Die im Vergleich zu anderen Formen der Uberbetrieblichen Maschinenverwendung gUnstige 
Bewertung von Maschinengesellschaften ist allerdings nur von beschrönkter Bedeutung fUr die 
Praxis, da 
a) die Zahl der Maschinen, die einen so hohen Finanzmittelbedarf aufweisen, daß sie von 

Maschinenringbetrieben oder Lohnunternehmern in der Regel nicht getragen werden können, 
noch relativ gering ist und 

b) die bezuglieh des Kapitalbedarfs je Einsatzeinheit bei vielen Maschinentypen existierende 
Verfahrensdegression höufig mit zunehmender Maschinengröße abnimmt. 

1) Von Lohnunternehmern, die gleichzeitig Mitglieder eines MR sind, abgesehen. 

2) Vgl. auch BECKER (1) . 
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Ubersicht 5: Notwendige KapazitHtsreserven von größeren landwirtschaftlichen Maschinen sowie Höhe 
des Kapitalbedarfs bei verschiedenen Formen uberbetrieblicher Maschinenverwendung 

Einzelbetrieb 

Maschinen­
gemein­
schaft (MGem) 

Maschinen­
ring (MR) 

Maschinen­
gesellsch. 
(MGes.) 

Lohnunter­
nehmen (LU) 

Notwendige Kapazitätsreserven zum 
Risikoausgleich 

Notwendige KapaziUtsreserven zum 
Ausgleich 

von 

Ausfall­
zeiten 

Schwankungen der 

: rnögl.Ein- : Bedarfs 
I satzdauer I menge 
, I 

I 
I 

relatl v große ~edeutend, : uner­
Bedeutung bei Isofern eine I heblieh 
verseh. Masch:h.en.einzelbetr. 
sofern eine ein-,Ausl.m8g1ich I 
zelbetr. Ausl. I ' 
möglich I 

I 

I I 
häufig von Be- Ihäufig bedeu- uner­
deutung, da grös-l tend, da grBs-·1 hebllch 

~!r~i:~:ibe~lS I:~~~n!~~~:;:.~ 
trieb I , 

kann praktisch 
auf durch­
schni ttliche 
Ausfallzeiten 
gesenkt werden 

siehe MR 

wie MGern. 

;Siehe MGem. , 
I 

I 
I 

I , 
I , 
,Siehe MGem. , 
I siehe MGem. , 
I 

I 

I , 
I 

I 

I 

I 

I stark. 
I schwan-

I ~~~e~~~ 
I kungen 
I in den 

t ~!i:~~n-
• gen a.HR 
I übertra­
I gen wer­
I den 

: etwas 
wen~ger 

I als MR 

I sehr 
I stark, 
stärker 

I als bei 
IHR, da 
I Konkur-

renz 
, stärker 
I u.lnfor-
,mation 

t !~~i:~er 
I 

Risiko. 

insge­
samt 

100 

110 

125 

120 

150 

Höhe des Kap! talbedarfs 

Notwendige I Uberkapazi­
Kapazitäts-, täten wegen 
reserven z., Unteilbar­
Risikoaus- • kei t der 
gleich , Maschinen , 

I M/Sgl1chk. d. 
I Nutzung v. 

economics 
lof scale 
I 

I 

I 
vergleichs­
weise ge- I 
ring 

I 

Ld.R.relativi nicht vor-

I 

I 
I 

hoch , handen 
I 

etwas grös- I geringfügig 
ser als bei I vorhanden 
Einzelbetr. I 

relativ 
hoch 

geringer 
als bei MR 

sehr hoch 

, 
nicht not­
wendig 

nicht not­
wendig 

nicht not-
wendig, 

I aber ge-
I legentlich 
I , 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

I , 
I 
I 
I beschrä.nkt 

aus organi­
I sat.GrÜnden 

beschränkt 
wegen Finan­
zierungs­
prOblemen 

sehr gut 

beschrä.nkt 
durch Finan-
zierung 

Höhe d. 
Kapital­
bedarfs 
je Ein­
satzein­
heit 

hoch 

deutlich 
geringer 
als beim 
Einzelbe­
trieb 

:=elativ 
gering, 
kein 
wesentl. 
Unterseh. 
zu M-gem 

gering 

meist 
höher al 
beim HR 
oder 
M-gem. 
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Faßt man die Ausführungen über die Mögl ichkeiten der Kapazitl:ltsauslastung sowie der 
Nutzung von Verfahrensdegressionen im Rahmen verschiedener Formen überbetrieblicher 
Maschinenverwendung zusammen, so ergibt sich bezügl ich der Höhe des Kapitalbedarfs je 
Einsatzeinheit in etwa folgendes Bild: 

a) Maschinengesellschaften können die Degressionsvorteile im Kapitalbedarf am besten 
nutzen, insbesondere bei sehr teuren Maschinen. 

b) Ähnl ich günstige Bedingungen sind in Maschinenringen mögl ich, wobei allerdings hl:lufig 
wegen 
- der Unsicherheit bezügl ich der zu erwartenden Nachfrage relativ hohe Kapazitl:lts­

reserven angelegt werden und unter Umstl:lnden 
- auf die Ausschöpfung aller Degressionseffekte bei sehr teuren Maschinen verzichtet 

werden muß, sofern sie die Finanzierungsmöglichkeiten der anbietenden Einzelbetriebe 
übersteigen. 

c) Maschinengemeinschaften bieten nur begrenzte Möglichkeiten der Nutzung von Verfah­
rensdegressionen . Dennoch I iegt der Kapitalbedarf je Einsatzeinheit wegen der Reduzie­
rung von Überkapazitl:lten, die aus der begrenzten Teilbarkeit von Wlaschinen resultieren, 
hl:lufig wesentl ich unter dem von Einzel betrieben. 

cl) In Lohnunternehmen ist der Kapitalbedarf je Einsatzeinheit (von speziellen Bedingungen 
abgesehen) höher als in den betrachteten kooperativen Formen überbetrieblicher Maschi­
nenverwendung. 

3.2 Verteilung des Kapitalbedarfs auf die Betriebe 

Bei manchen Formen überbetriebl icher Zusammenarbeit weicht der auf die beteil igten EinzeI­
betriebe entfallende Anteil am zu finanzierenden Investitionsvolumen erhebl ich gegenüber 
der Verteilung bei einzelbetriebl icher Investition ab. Durch die Verteilung des Kapitalbe­
darfs und damit durch die Form der überbetriebl ichen Zusammenarbeit wird auch bestimmt, 
inwieweit ei~e durch überbetriebliche Maschinenverwendung ermöglichte Reduzierung des 
Investitionsvolumens den beteil igten Einzelbetrieben zugute kommt. 

Unterstellt man, daß in Maschinengemeinschaften die Einzelbetriebe am Finanzierungsauf­
kommen jeweils proportional zum Umfang der Nutzung einer Wlaschine herangezogen werden, 
ergibt sich eine geringfügige Verlagerung des Investitionsaufkommens zu Betrieben mit höhe­
rem Leistungsanspruch. Bei ihnen ist die Einsparung von Überkapazitl:lten, die aus der be­
grenzten Teilbarkeit von Maschinen resultieren geringer. Insgesamt dürften die Auswirkungen 
einer M-gem auf die Verteilung des Kapitalbedarfs allerdings von vergleichsweise geringer 
Bedeutung sein. 

Im Unterschied zu Maschinengemeinschaften besteht in Maschinenringen eine starke Tendenz 
zur Verl:lnderung der Verteilung des Kapitalbedarfes . Aus der Koppelung von Arbeits- und 
Maschinenangebot folgt zunl:lchst zwangsll:lufig, daß das notwendige Maschinenkapital voll­
stl:lndig in den "anbietenden" Betrieben konzentriert wird. Dies führt dann auch zu einer 
betrieb I ichen Konzentration an Maschinenkapital, wenn es eine Differenzierung zwischen 
"anbietenden" und "nachfragenden" Betrieben gibt. Empirische Untersuchungen an existen­
ten Maschinenringen zeigen, daß eine solche Differenzierung stattfindet (vgl. NAGEL, 8, 
WACHHORST, 12). 

Durch die Koppelung von Arbeits- und Masch inenangebot konzentriert sich der Kapitalbe­
darf in Betrieben mit einer vergleichsweise günstigen Ausstattung mit Arbeitskrl:lften, also 
vor allem in fll:lchenarmen Haupterwerbsbetrieben ohne intensive Veredelungsproduktion. 
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Diese Betriebe sind - von Ausnahmen abgesehen - relativ kapital arm und verfügen höufig auch 
nur über sehr beschrönkte Finanzierungsmöglichkeiten. Sie sind daher zum Teil nicht in der 
Lage, Maschinen in der Größenordnung zu finanzieren, die aus der Sicht der Gesamtheit der 
Betriebe optimal wäre. 

In Betrieben mit relativ knapper Arbeitskraft, d.h. vor allem in größeren und mittleren Voll­
und Nebenerwerbsbetrieben, nimmt demgegenüber der Bedarf an Finanzierungsmitteln für die 
Anschaffung von Maschinen entsprechend ab. Da diese Betriebe im allgemeinen keine sehr 
intensive Veredelungsproduktion betreiben, weisen sie im Rahmen des M-ringes einen relati­
ven Kapitalüberschuß auf. 

Durch die Koppelung von Arbeit und Kapital besteht in Maschinenringen daher eine Tendenz 
zur Fehlallokation des eingesetzten Maschinenkapitals. 

Diese Koppelung von Arbeit und Kapital existiert in Maschinengesellschaften nicht. Die Ka­
pitalbeteiligung an Maschinengesellschaften erfolgt häufig proportional zur Inanspruchnahme, 
wobei sich die Kapitalgeber im allgemeinen auf diejenigen Betriebe beschränken, die als 
Nachfrager auftreten. Diese Bindung ist jedoch keineswegs zwingend. Wird in Einzelfällen, 
insbesondere bei der Beschaffung von Großmaschinen, von dieser Regelung abgewichen, orien­
tiert sich die Höhe der Kapitaleinlage primär an der Kapitalverfügbarkeit. Der überbetriebl iche 
Maschinenbesitz in Form einer Maschinengesellschaft führt also tendentiell dazu, daß die Fi­
nanzierung des notwendigen Maschinenparks vorrangig von Betrieben durchgeführt wird, die 
über entsprechendes Eigenkapital verfügen. Die Maschinengesellschaft bietet demnach die 
Mögl ichkeit, neben Arbeit auch Kapital zwischen den Betrieben auszutauschen. 

3.3 Auswirkungen der Veränderung von Höhe und Verteilung des Kapitalbedarfes auf die 

Relation zwischen Eigen- und Fremdkapital 

Zur Untersuchung der Auswirkungen des durch überbetriebl ichen Maschineneinsatz verönder­
ten Niveaus und der veränderten Verteilung des Kapitalbedarfes auf die Relation zwischen 
Eigen- und Fremdfinanzierung gehen wir von folgenden Annahmen aus: 

a) Zur Finanzierung von Maschinen werden die Finanzierungsmöglichkeiten in der angege­
benen Reihenfolge genutzt: "verbili igte Kredite" - Eigenkapital - Fremdkapital zu Markt­
zinsen. 

b) Zumindest in einem Teil der Betriebe müssen zur Finanzierung Kredite mit normaler Zins-
belastung eingesetzt werden. 

Geht man davon aus, daß jede der genannten Formen der überbetriebl ichen Masch inenverwen­
dung zu einer mehr oder weniger starken Reduzierung des Kapitalbedarfs für Maschineninvesti­
tionen in der Gesamtheit der Betriebe führt, ergibt sich zunöchst unter der Annahme a) eine 
generelle Tendenz zur Verringerung der Finanzierung mit Fremdkapital. Die Reduzierung des 
eingesetzten Fremdkapitals entspricht jedoch nicht immer der Reduzierung des gesamten Ka­
pitalbedarfs und zwar aus folgenden GrUnden: 

1. In Betrieben mit sehr knappem Eigenkapital, d.h. in Betrieben, in denen das eingesetzte 
Eigenkapital den Mindestforderungen entspricht, die zur Inanspruchnahme von Fremdkapi­
tal erhoben werden, wird auch Eigenkapital entnommen und zur Finanzierung anderer in­
nerbetrieblicher Investitionen herangezogen. Unterstellt man identische Finanzierungs­
modalitäten (Mindestanteil von Eigenkapital) ergibt sich zumindest kurzfristig keine Ver­
änderung des Fremdkapitalanteils . 

2. In Betrieben, die so reichlich mit Eigenkapital ausgestattet sind, daß sich die Fremdfinan­
zierung auf den subventionierten Teil beschränkt, führt eine Reduzierung des Kapitalbe­
darfs für Maschineninvestitionen ausschließlich zu einer Reduzierung der Eigenfinanzie-
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rung sofern die Gewöhrung "verbilligter Kredite" nicht an die Bereitstellung eines be­
stimmten Eigenkapitalanteils gebunden ist der durch das investierte Eigenkapital gerade 
erreicht wird. 

3. Verschiedene Formen des Uberbetrieblichen Maschineneinsatzes fUhren zu einer Verlage­
rung des Kapitalbedarfes zwischen den Betrieben. Daraus kann sich eine gewisse Zunahme 
der Fremdfinanzierung ergeben. 

Die Auswirkungen des Uberbetrieblichen Maschineneinsatzes auf die Relation zwischen Eigen­
und Fremdkapital lassen sich in ihrer Tendenz fUr die verschiedenen Organisationsformen dann 
in etwa folgendermaßen spezifizieren: 

Da Maschinengemeinschaften nur zu einer sehr geringen Verönderung der Verteilung des Ka­
pitalbedarfes fuhren, ist davon auszugehen, daß im wesentlichen die unter 1. und 2. genann­
ten Beziehungen gelten. Dies bedeutet, daß Maschinengemeinschaften eine Verringerung des 
Fremdkapitaleinsatzes ermögl ichen, diese Verringerung jedoch nicht dem Ausmaß der gesamten 
Verringerung des Kapitalbedarfs entspricht. 

Maschinenringe zeigen eine deutliche Tendenz zur Verlagerung des Kapitalbedarfs fUr Ma­
schineninvestitionen in relativ kapital schwache Betriebe (NAGEL, S). Die zwischenbetrieb­
I ich verlagerten Maschinenkapazit/iten mUssen in diesem Fall zu einem nicht unerhebl ichen 
T eil mit Fremdkapital finanziert werden. Bei Konzentration auf wenige "anbietende" Betriebe 
kann dies unter Umst/inden dazu fuhren, daß der Fremdkapitaleinsatz in der betrachteten Ge­
samtheit der Betriebe trotz sinkendem Gesamtkapitalbedarf steigt. 

Beteiligungen an Maschinengesellschaften erfolgen in der Regel mit Eigenkapital. Daraus er­
gibt sich eine ausgeprögte Tendenz zur störkeren Eigenfinanzierung sofern es 
a) genUgend Betriebe gibt, in denen Eigenkapital nicht knapp· ist und die bereit sind, die 

Beteiligung an Maschinengesellschaften als Anlagemöglichkeit ihres Eigenkapitals anzu­
nehmen und sofern unterstellt wird, daß 

b) bei einzeibetriebi icher Maschinennutzung zumindest ein Teil der Maschinen unter Ver-
wendung von Fremdkapital finanziert werden muß. 

Wird die Uberbetriebl iche Maschinenverwendung im wesentl ichen von Lohnunternehmen ge­
tragen, so ist bezUglich des Fremdkapitaleinsatzes eine /ihnliche Situation wie bei Maschi­
nenringen gegeben. Dabei ist jedoch zu berucksichtigen, daß bei Lohnunternehmen im all­
gemeinen die Kapitalbedarfssenkung nicht in dem Maße möglich ist, wie in gut organisierten 
Maschinenringen . 

3.4 Höhe und Verteilung des Finanzierungsrisikos 

Mit der DurchfUhrung und Finanzierung einer Investition sind verschiedene Risiken verbunden. 
Wir wollen hier zwischen dem Rentabiliti:ltsrisiko und dem speziellen Liquidit/itsrisiko unter­
scheiden. Der Begriff "Risiko" wird hier nicht im Sinne einer wahrscheinlichkeitstheoreti­
schen Aussage gebraucht sondern (im ubl ichen Sinn des Wortes) zur Kennzeichnung der Ge­
fahr des Eintreffens einer ungUnstigen, den Zielen abtri:lgl ichen Situation. 

Unter Rentabil it/itsrisiko soll die Möglichkeit verstanden werden, daß infolge einer Kombina­
tion ungUnstiger Umst/inde die realisierte Rentabiliti:lt einer Investition geringer ist als die ur­
sprUnglich erwartete Rentabilit/it. Die Rentabilitöt und damit auch das Rentabilit/itsrisiko 
sind prinzipiell objektspezifische Größen, wobei selbstversti:lndl ich die Gesamtsituation des 
investierenden Unternehmens eine nicht unerhebl iche Rolle spielt. Mißt man dieses Risiko 
als Varianz oder mit einem i:lhnl ichen Maßstab, ist zwischen absoluter und relativer Veri:lnde­
rung des Rentabil it/itsrisikos zu unterscheiden, wenn sich die Rentabil iti:lt ebenfalls i:lndert. 
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Unter speziellem Liquiditötsrisiko einer Investition soll die Mögl ichkeit verstanden werden, 
daß infolge einer Verkettung ungUnstiger Umstönde die aus einer solchen Investition resultie­
renden Zahl ungsverpfl ichtungen das Unternehmen an den Rand der bzw. zur Insolvenz fUhren. 
Das Liquiditötsrisiko einer Investition ist demnach nur im Zusammenhang mit der Gesamtliqui­
ditöt der Unternehmung zu definieren. Man kann das spezielle Liquiditötsrisiko einer Investi­
tion deswegen als "partielle Ableitung des Gesamtliquiditätsrisikos nach dem untersuchten 
Investitionsvorhaben" bezeichnen. 

Die spezifischen Auswirkungen der verschiedenen Organisationsformen Uberbetrieblicher Ma­
schinenverwendung auf die Finanzierungsrisiken ergeben unter Berucksichtigung der in den 
vorhergehenden Abschnitten diskutierten Tendenzen ein heterogenes Bild. 

Die Zusammenarbeit in Form einer Maschinengemeinschaft fuhrt zu einer Verringerung des 
Kapitalbedarfs und zu einer verringerung des Fremdkapitalanteils am Finanzierungsvolumen. 
Damit wird die Rentabil itöt einer Maschineninvestition in der Regel gegenUber einzelbetrieb­
I icher Maschinenverwendung erhöht. Das Rentabil itötsrisiko wird jedoch nur marginal beein­
flußt. Es wird einerseits wegen des sinkenden Anteils der Fremdfinanzierung geringfUgig re­
duziert, erhöht sich andererseits aber in geringem Umfang als Folge zusötzl icher Impondera­
bilien (z.B. Verhalten der Mitglieder usw.). GegenUber einzelbetrieblicher Maschinenver­
wendung ist in Maschinengemeinschaften das Liquiditötsrisiko demgegenUber wegen des ver­
ringerten Fremdkapitaleinsatzes deutl ich geringer. 

In Maschinenringen hat die Konzentration des Maschinenkapitals in den "anbietenden" Be­
trieben eine Verlagerung der Risiken zwischen den Betrieben zur Folge. Wöhrend "leistungs­
nachfragende" Betriebe kein Rentabil itötsrisiko und auch nur ein deutl ich verringertes Liqui­
ditötsrisiko zu tragen haben, mUssen sich "leistungsanbietende" Betriebe mit entsprechend 
höheren Risiken auseinandersetzen . 

So ist in diesen Betrieben das Rentabilitötsrisiko gegenUber einzelbetrieblicher Maschinen­
verwendung entscheidend höher. Sie mUssen einmal mit witterungsabhöngigen Bedarfs- und 
Kapazitötsschwankungen rechnen und sind zum anderen nur ungenUgend Uber die zu erwar­
tende Nachfrage informiert, weil ihnen 

a) Informationen Uber den Bedarf an Leistungen in den einzelnen Nachfragebetrieben 
fehlen 1) und 

b) die Madalitöten der Verteilung der Gesamtnachfrage auf die einzelnen Anbieter durch 
die zentrale Instanz nicht mit Sicherheit bekannt sind. 

Der letztere Aspekt wird in manchen MR auch zur Investitionslenkung herangezogen, indem 
von der GeschöftsfUhrung Betrieben, die eine erwUnschte Investition durchfUhren, Zuteilungs­
pröferenzen eingeröumt werden. Dies deutet darauf hin, welche Bedeutung die Betriebe 
selbst diesem Risiko beimessen. 

Auch das Liquiditötsrisiko anbietender Betriebe ist wesentlich höher als bei einzelbetrieb­
I icher Maschinenverwendung . Dies beruht vor allem darauf, daß 
a) der Anteil der Maschineninvestitionen am gesamten Investitionsvolumen, sowie 
b) Anteil und Umfang der Fremdfinanzierung zunehmen und darUber hinaus 
c) das Rentabil itötsrisiko dieser Investitionen relativ hoch ist. 

~n Maschinengesellschaften ist das Rentabilitötsrisiko höher als im Einzelbetrieb, da auch 
MaschinengeseIlschaften in der Regel nur Uber begrenzte Information Uber die zu erwartende 
"Leistungsinanspruchnahme" verfUgen. Das liquiditötsrisiko wird aber insgesamt deutl ich ge-

1) Vgl. dazu auch die Vorschlöge von SCHULZE und DLUGOSCH (10) zur Verbesserung 
des Informationsstandes in M-gem und MR. 
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senkt, wenn man unterstellt, daß die Finanzierung der Maschineninvestitionen durch diese 
Form der uberbetriebl ichen Maschinenverwendung von kapitalschwachen und damit regelmi:i­
ßig mit hohem Liquiditi:itsrisiko behafteten Betrieben in Betriebe verlagert wird, die Uber aus­
reichende Finanzierungsmittel verfUgen. 

4 Zusammenfassung 

Finanzierungsprobleme in Untemehmungen der uberbetrieblichen Maschinenverwendung be­
treffen 
a) die Finanzierung von Maschineninvestitionen und 
b) die Finanzierung einer evtl. fUr die Organisation erforderlichen Geschi:iftsfUhrung. 

Die Realisierung einer Maschineninvestition erfordert die Bereitstellung bestimmter Finanzie­
rungsmittel. Mit ihrer Festlegung sind Risiken verbunden. Zur Diskussion dieser Probleme 
wird zwischen 

Maschinengemeinschaften, 
Maschinenringen, 
Maschinengesellschaften und 
Lohnuntemehmungen 

als Organisationsformen uberbetriebl icher Maschinenverwendung unterschieden. Für diese 
Formen werden vergleichend untersucht: 
a) die Konditionen, zu denen Finanzmittel beschafft werden können, 
b) die Höhe des für Landmaschinen je Einsatzeinheit bzw. je Betrieb aufzubringenden Inve-

stitionskapitals und 
c) das mit der Real isierung der Investition verbundene Rentabil iti:its- und Liquiditi:itsrisiko. 

Dazu Ii:ißt sich zusammenfassend folgendes feststellen: 
a) Fremdkapital (Kapitalmarktdarlehen, öffentliche Finanzierungshilfen) kann im wesentli­

chen zu Konditionen beschafft werden, die denjenigen bei einzelbetriebl icher Maschi­
nennutzung entsprechen. Gewisse Nachteile ergeben sich fUr Lohnuntemehmen, denen 
die landwirtschaftliche Förderung nicht gewi:ihrt wird. 

b) In Bezug auf Kapitalbedarf und Risiko sind die Unterschiede, die zwischen den verschie­
denen Organisationsformen bestehen, von geringerer Bedeutung. Entscheidender sind die 
Unterschiede, die bei den einzelnen Formen überbetrieblicher Maschinenverwendung 
zwischen den beteil igten Einzelbetrieben durch zwischenbetriebl iche Verlagerung von 
Kapitalaufwand und Risiko entstehen. Diese Differenzierung ist insbesondere in Maschi­
nenringen sowie bei der Realisierung von Investitionen durch Lohnuntemehmen zu beob­
achten. 
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